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BER) Telegraphiſche Nachrichten der Danziger Zeitung. 


120 1 15. September. In der vom Adel unter⸗ 
zueten Adreſſe ſoll es unter Anderem heißen: Es ſei die 
einung der Unterzeichneten, daß die gegenwärtigen ſtrengen 
würden keine Einigung hervorrufen würden; nur dann 
rde das Land zu einer Einigung kommen, wenn ihm die 
auf Grund des hiſtoriſchen Bodens verbrieften Rechte wieder 
Ait werden. Der Ton der Adreſſe ſoll ehrfurchtsvoll, 
er energiſch gehalten ſein. 
daß tin, 16. September. Die „Gazetta ufficiale“ erklärt, 
gi die Regierung der Gerechtigkeit freien Lauf laſſen werde. 
gefundeſſtünbiſche Handlungen in mehreren Provinzen ſtatt⸗ 
ſtines haben, ſo bleibe nur übrig, einen Aſſiſenhof zu be⸗ 
„Der das Urtheil über die Rebellen ſpreche. 
PP nene 
12 Landtags- Verhandlungen. 
47. Sitzung des Abgeorbnetenhaufes am 15. Sept. 
(Fortſetzung der Militairdebatte.) Graf Bethuſy⸗Huc 
(ſchwer verſtändlich): Auch von einem Theil der Gegner 
2 zugegeben, daß die Regierung nicht verfaſſungswidrig 
. — habe. Die, Deduction des Abg. Dr. Gneiſt habe 
ſelb vom Gegentheil nicht überzeugt, wohl aber könne er dem⸗ 
ben inſofern beitreten, als er anerkennen müſſe, daß zur de⸗ 


finitiven Regulixung d iſation di 
ei 17 5 er Reorganiſation die Einbringung ei⸗ 


rung habe wohl info 


neren Proviſorinm im Ordinario Er 


. daß ſie je⸗ 
noch nicht vorgelegt ale 


Summe bewilli üſſe. 2 ingew i 
Steigerung 15 0 müſſe. Wenn darauf hingewieſen, daß die 


ſagen, daß jede 
die Grenze bilde aber 
innahmen des Staats 


4 verweigern. 
olle ein Sieg über die Regierung in dieſem Falle, wohin ſolle 


die Conſcaer ſich 5 m 1 i 
Sante Ye ase fortgeſchritten wünſchen könne, in 
n ſich en es betrachtet werden und das Unter⸗ 
7 Ein Mann für die Verfaſſung erheben, 


N würde nicht anders ſtimmen. Um 
daſſelbe möchte der Redn nicht 
ganze Haus wie Ein Mann r hier erſuchen. Wenn das 


ür den Commiſſiousbeſchluß ſich 
gelöſt werden. Die Amende⸗ 


Reit daß die Frage ge⸗ 
a a reiche 7 da⸗ 
echismus würde ſich wohl die Lehre e e die Eider 
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eten worden wäre. — Was nun den formalen Thel er 
N 1 daß nach dem 
eſetze vom 3. September 1814 die bewaffnete Macht aus 


Zeitung erſcheint täglich, mit Ausnahme der Sonn⸗ 
zweimal, am Montage nur Nachmittags 5 Uhr. — 
ungen werden in der Expedition (Gerbergaſſe 2) und aus⸗ 


dem ſtehenden Heer, den beiden Aufgeboten der Landwehr | andere Armee ſeines Gleichen habe. Da ſei aber wünſchens⸗ 


und dem Landſturm beſteht, das ſtehende Heer aber nach 8 5 
dieſes Geſetzes aus einem Theil der Mannſchaft der Nation 
vom 20. bis 25. Jahre. Alſo nur aus einem Theil, der 
andere Theil gehört der Laudwehr. Wo ſei dieſe? Herr 
v. Patow habe in Auſehung des vielbeſprochenen § 15 ge⸗ 
meint, daß die Regierung anderer Anficht geworden. Er 
könne dies nicht zugeben. Der Regierungs⸗Commiſſar habe 
in dieſer Beziehung in der Commiſſion eine beſtimmte 
Erklärung gemacht. Uebrigens gehe er in der Sache 
ſelbſt noch weiter als die Commiſſion. Man dürfe 
in keiner Weiſe geſtatten, daß im Frieden die Fälle 
eintreten, die nur für die Kriegszeit berechnet ſind. — Was 
die finanzielle Seite betrifft, ſo könne man den Erklärungen 
des früheren Finanzminiſters eine andere Autorität, die er 
wohl gelten laſſen würde, gegenüberſtellen. Redner verlieſt 
die einſchlagenden Stellen des bekannten Briefes, den der 
Finanzminiſter an den Kriegsminiſter gerichtet hat. Aus 
demſelben gehe deutlich genug hervor, daß alle andern Be⸗ 
dürfniſſe zu Gunſten des Militäretats hintenangeſetzt würden. 
Aber die Reorganiſation verurſache auch, daß im Militär⸗ 
etat ſelbſt der allerwichtigſten Bedürfniſſe nicht Rechuung 
getragen würde. Sie erhöhe nicht die Wehrhaftigkeit, ſon⸗ 
dern mache das Land wehrloſer, indem ſelbſt für den Aus⸗ 
bau der Feſtungen und für Beſchaffung gezogener Geſchütze gegen 
fonft nur unverhältnißmäßig geringe Summen ausgeworfen 
ſeien. Der Kriegsminiſter habe freilich zu bedenken gegeben, 
daß er wohl nicht immer jo beſcheiden fein würde. Aber 
der Finanzminiſter habe erklärt, daß er nur ſo weit, als die 
Lage der Finanzen erlauben würde, Forderungen ſtellen könne. 
Die il unſerer Finanzen erlaube uns ſicher nicht, 12 bis 
15 Mill. für den Militäretat mehr zu verwenden. Wenn 
nun ein plötzlicher Krieg entſtände, ſo würden wir keine ge⸗ 
ſchloſſenen Feſtungen, nicht die erforderliche Zahl gezogener 
Geſchütze haben. Wir würden demnach die koſtbaren 
Menſchenleben, die der Führung des Staats folgen, 
ohne Schutz und leichtſinnig opfern. Die Organiſa⸗ 
tion, deren laufende Bedürfniſſe ſo hoch anwüchſen, daß 
ſolche Intereſſen vernachläſſigt werden müßten, mache 
das Land alſo ſicher wehrloſer. Man habe in finanzieller 
Beziehung auf den ſteigenden Flor des Verkehrs, auf das 
ſteigende Privatvermögen hingewieſen. Staats- und Privat⸗ 
nanzen ſeien aber nicht mit einander zu vergleichen. Jene 
könnten ruinirt und trotzdem dieſe zu gleicher Zeit blühend 
ſein (ſehr wahr!). Es komme eben der unwägbare Factor 
„Credit“ dazu. Dieſelben Bauten, denſelben Luxus wie hier, 
würde der Herr Kriegsminiſter auch in Wien ſehen. Und 
doch ſei nicht anzunehmen, daß unſer Herr Finanzminiſter mit 
dem Leiter der öſterreichiſchen Finanzen tauſchen möchte, wenn 
auch dieſes hohe Haus den Tauſch vielleicht nicht ungern fähe 
(Heiterkeit). — Der Redner geht nun auf die materiellen Zu⸗ 
ſtände und den wachſenden Steuerdruck ein, und bemerkt zuletzt: 
„Und dem gegenüber klingen die Bemerkungen des Herrn 
Kriegsminiſters wie bittrer Hohn, wenigſtens haben ſie mir 
dieſen Eindruck gemacht. — (Präſident Grabow: Ich mache 
dem Herrn Redner bemerklich, daß es meine Sache geweſen 
wäre, die Aeußerung zu rügen, wenn fie ſolchen Eindruck ge⸗ 
macht hätte.) — Der Redner führt weiter aus, daß trotz des 
ſteigenden Luxus die Lage der Arbeiter bei ſolchen Preiſen 
für Wohnung und Lebensmittel nie ſo gedrückt geweſen, wie 
jetzt. Und trotzdem gehe durch das ganze gegenwärtige Stre⸗ 
ben des Volks ein idealer Zug, eine wahre Luſt an großen 
nationalen Zielen. Das Volk müſſe nur in ſeinen Strebun⸗ 
gen verſtanden werden. Der Kriegsminiſter aber verſtehe 
weniger die Sprache des Volks, als die der Soldaten. Der 
Redner conſtatirt die Zurückſetzung der Landwehr, indem ſie 
ihre berechtigte Stellung in der mobilen Feldarmee verloren 
und ein unvollſtändiges Offiziercorps erhalten habe. Der 
Kriegsminiſter ſage zwar, man erweiſe dadurch der Landwehr 
eine Wohlthat, aber das ſei ungefähr eine Wohlthat, die man 
der Stieftochter erweiſe, wenn man ſie vom Ball zurücklaſſe. 
Der Redner kommt nun darauf zurück, daß die Armee durch 
die Organiſation nicht ſchlagfertiger geworden. Was die 
Stellung des Heeres zum Volle betrifft, ſo beſtreite er 
nicht, daß das ſtehende Heer auch zum Volke gehöre. 
Es werde aus dem Volke ausgehoben, gehe aus ihm hervor, 
aber er beſtreite, daß der Bürger, wenn er Soldat geworden, 
Bürger bleibe. Das ſei die Verſchiedenheit gegen die Stel⸗ 
lung des alten Geſetzes. Zu der Schlagfertigkeit gehöre auch 
der volle Glauben an die Wehrkraft (Bravo). Den hatten 
wir an der Landwehr, es ſei fraglich, ob man ihn zu dem 
ſtehenden Heere habe. Hier müſſe er auch jenes unlösbaren 
Widerſpruches gedenken, der zwiſchen der Erklärung der Kriegs⸗ 
rathes Sixtus, vom 26. Juli, und den jetzigen Aeußerungen 
des Herrn Kriegsminiſters obwalte. Letzterer behaupte, die 
Beſtäude (in den Ausrüſtungsgegenſtänden für die Landwehr) 
ſeien wieder vollkommen ergänzt (bejahendes Zeichen des Herrn 
v. Roon) während ſechs Wochen vorher der Commiſſor des 
Miniſters dieſe Ergänzung erſt in ſpätere Ausſicht geſtellt. 
Da inzwiſchen kein außerordentlicher Credit zu dieſem Behufe 
verlangt oder bewilligt worden, ſcheine ihm ein Widerſpruch 
zwiſchen den beiden Thatſachen zu beſtehen. Der Redner be⸗ 
ſpricht die Leiſtungen der Landwehr in den Befreiungskriegen. 
Trotzdem hätte die Landwehr damals an vielen Mängeln ge⸗ 
litten, von denen heute keine Spur vorhanden. Es ſei nicht 
richtig, daß damals eine große Menge ausgedienter Offiziere 
und Unteroffiziere vorhanden geweſen. Er ſei zufällig im 
Beſitz eines untrüglichen Dokuments, einer Beilage zu den 
Militair⸗Wochenblättern; darnach hätte in der Oſtpreußiſchen 
Landwehr nur ein Drittel altgedienter Leute ſich befunden. Heute 
hätten wir nur ausgediente Leute und ein Material an Landwehr⸗ 
offizieren, von dem der Kriegsminiſter ſelbſt verſichert, daß keine 


werth, daß dieſes vorzügliche Offiziercorps auch recht gewür⸗ 
digt werde, daß man ihm nicht Dinge zumuthe die mit ſeinem 
bürgerlichen Bewußtſein in Widerſpruch ſtänden. Er erinnere 
daran, daß der Rechtsanwalt Dorn ſeinen Abſchied als Land⸗ 
wehroffizier nehmen mußte, weil er bei Vertheidigung Wal⸗ 
decks ſeine Pflicht d baut (hört), daß ganz neuerdings der 
Lieutenant Schönfeldt aus dem Offiziercorps entlaſſen, nur 
weil er ſeine demokratiſche Ueberzeugung bekannt habe. (Hört! 
hört!) Man frage, wo die Kluft zwiſchen Soldat und Bür⸗ 
ger ihren Urſprung genommen? Dieſelbe ſei nicht aus dem 
Volk, nicht aus der Preſſe, ſie ſei ſo alt, wie die Landwehr 
ſelbſt, ſei auf dem Schlachtfelde über den Leichen der Ge⸗ 
fallenen entſtanden. Er führe dafür an als Gewährsmann 
den früheren Generalauditeur der Armee, Landwehrmaſor, 
Ritter des eiſernen Kreuzes Friccius, der wiederholt in ſeinen 
Schriften die Unbilden hervorgehoben, welche die Landwehr 
ſchon 1813 zu ertragen gehabt. (Der Redner verlieſt die 
einſchlägigen Stellen.) Ich möchte ſagen, ſchließt der Redner, 
die Landwehr iſt die erſte conſtitutionelle Schöpfung 
Preußens; das Landwehrgeſetz iſt das erſte Geſetz, welches, 
hervorgegangen aus der Initiative einer Volksvertretung, 
nämlich der oſtpreußiſchen Stände, mit der Krone vereinbart 
worden iſt. Sie alle erinnern ſich, daß vom preuß. Landtage 
uns durch York's, Stein's, des Grafen Dohna und anderer 
erleuchteter Männer Bemühungen der vollſtändige Entwurf 
für die Organiſation der preußiſchen Landwehr fertig gemacht 
worden, daß dieſe Provinzen ſich erboten, in dieſer Weiſe 
20,000 Mann auszurüſten — das Alles geſchah ſchon im 
Februar 1813 — und daß mit dem fertigen Landtagsbeſchluſſe 
der Graf Dohna nach Breslau zum Könige geſchickt wurde, 
wo allerdings von Scharnhorſt derartige Pläne bis dahin in 
der Stille ſeines Cabinets gemacht worden waren, die aber 
noch nirgend Ausdruck und Erſcheinung gewonnen hatten und 
daß erſt das Erſcheinen der Abgeſandten der preußiſchen 
Stände der Landwehr eigentlich den Urſprung gegeben hat, 
indem nun Scharnhorſt ſeinen früheren Entwurf mlt dem der 
Stände in Einklang ſetzte. Meine Herren, Sie (zur Rechten) 

haben uns oft vorgeworfen, daß wir uns nur auf ein Blatt 


gewordenen älteren Geſetze d 
ſchätzen. Nun, meine Herren, ich glaube ein lebendigeres, ein 
mehr in alle Kreiſe des Volkes gedrungenes Geſetz, wie die 
Landwehr⸗Verfaſſung, hat es gegeben (Bravo). und ich 
glaube daher, daß wir mit allen Kräften daran feſthalten 
müſſen; — ob wir dieſe Landwehrverfaſſung erhalten, vielmehr 

ſtellen können, das 


vie lebendig 


ob wir ſie in dem alten Geiſte wieder her 
ſteht dahin, aber unſere Pflicht iſt es, dieſes Landwehrgeſet 
von 1814 nicht minder hoch zu halten — wie unſere Verfaſ⸗ 
ſung! Ich meine, man kann vielleicht glauben, daß die alten 
Schriftzüge etwas verbleicht und vergilbt ſind, und man des⸗ 
halb verſuchen wird, ſie mit neuen, feineren Schnörkeln zu 
überkleiden. Meine Herren, es wird nicht gelingen, die alten 
blutgetränkten Zeichen zu entfernen, ſie werden 
immer wieder zum Vorſchein kommen und ſollte 
man es ſtatt mit ſophiſtiſchen Künſten, ſollte man, 
wie es weiland Kaiſer Ferdinand mit einem 
andern Majeſtätsbriefe verſuchte, ſtatt der Dinte die Scheere 
anwenden: ſo erinnere ich daran, daß dieſer Schnitt dem 
deutſchen Volke den 30jährigen Krieg und den Untergang als 
Nation eingebracht hat. Ich hoffe, daß ein ſolches Schickſal 
dem Staate Friedrich's II. und dem Staate der Landwehr 
fern bleiben wird. Für uns aber möchte ich noch an eins 
erinnern. Als am Suh des unglücklichen Jahres 1806 
der Miniſter Frhr. v. Stein nicht in eine Organifation wil⸗ 
ligen und nicht in dieſelbe eintreten wollte, weil er ſie für 
verderblich hielt, wurde er im Zorn und in Ungnade entlaſſen 
als ein trotziger, ungehorſamer Staatsdiener, auf deſſen 
Dienſte ſich der Staat keine große Hoffnung machen könnte. 
Meine Herren, auch uns, die Majorität des Hauſes, könne 
man als ungehorſame, trotzige, unbrauchbare Werkzeuge von 
dannen ſtoßen, aber jo gewiß ich hier ſtehe, die Stunde wird 
kommen, wo man uns rufen wird! (Allſeitiges Breuvol 
Klatſchen und Bravo auf den Zuhörertribunen. — Der Prä⸗ 
ſident macht mit ſtarker Stimme darauf aufmerkſam, daß bei 
Wiederholung derartiger Zeichen er ſämmtliche Tribünen 
ſofort räumen laſſen werde.) 0 
Finanzminiſter v. d. Heydt: Der letzte Herr Redner 
hat ſich veranlaßt geſehen, den Brief, welchen ich beim An⸗ 
tritt meines jetzigen Amtes an den Kriegsminiſter richtete und 
der nur durch ein Verbrechen zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
kommen ift, in Bezug zu nehmen. Ich kann dem hohen Hauſe 
überlaſſen, ob dies gerechtfertigt war. (Ruf links: Ja wohl!) 
Ich glaube, daß das hohe Haus ſich nur mit den Regierungs⸗ 
erllärungen zu befaſſen hat, welche von ihren Vertretern in 
den Commiſſionen und durch die offiziellen Organe nament⸗ 
lich in dem Etat abgegeben werden. Aus dem Etat pro 1863 
wird das Haus entnommen haben, daß es möglich geworden 
iſt, neben den für die Militairverwaltung in Auſpruch ge⸗ 
nommenen Fonds noch für alle übrigen Zweige der Berwal 
tung bedeutend mehr Ausgaben in Ausſicht zu ſtellen. 
Auch er hat nicht im Entfernteſten dargethan, wie die Regie⸗ 
rung denn anders hätte verfahren können, ohne die ihrer 
Wahrung anvertrauten Intereſſen des Staates zu verletzen. 
Iſt nun aber die von der Commiſſion vorgeſchlagene Ab⸗ 
ſetzung überhaupt unmöglich, was will man dann durch den 
Beſchluß erreichen? Will man in der Verwaltung eine 
Stockung für die verſchiedenen Reſſorts, ſofort ein Juhibito⸗ 
rium eintreten laſſen? Sollen die Bauten der Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung, der Häfen, Ströme ſiſtirt werden, wenn der 
Etat wegen eines ſolchen Beſchluſſes nicht zur Aus⸗ 
führung kommen kann? Hat man die Wirkungen eines ſolchen 


z 


ſtutzen, daß wir aber 
tze des Landes zu gering 


Beſchluſſes nach innen und außen wohl erwogen? Iſt durch 
das Bewilligungsrecht motivirt das Recht der Zuſtimmung, 
ſo ſtehen dieſem Rechte die ernſteſten Pflichten zur Seite. Als 
das Staatsminiſterium es bei einer Adreßdebatte als unum⸗ 
ſtößliche Pflicht erklärte, die Rechte, der Krone mit Entſchie⸗ 
denheit zu wahren und nicht zuzugeben, daß der Schwerpunkt 
des Regiments in das Abgeordnetenhaus verlegt werde, erhob 
ſich von allen Seiten ein Widerſpruch gegen die Annahme, 
daß überhaupt im Lande eine Partei dieſes Zieles exiſtire. 
Jene feierliche Erklärung wird hier ſich zu bewähren haben. 
Sie werden einem Vorſchlage nicht zuſtimmen wollen, der, 
wenn auch unabſichtlich, auf nichts weiter hinausgehen würde, 
als auf ein ſolches Ziel. Mit einem fo eclatanten Beſchluſſe, 
wie die Commiſſion Ihnen vorgeſchlagen hat, iſt meines 
Wiſſens noch in keinem conſtitutionellen Lande die Volksver⸗ 
tretung der Regierung entgegen getreten, ſondern man hat die 
Oppoſiſion bei ſolchen Ausgaben geltend gemacht, bei deren 
Ermäßigung ein Nachtheil für die allgemeine Verwaltung 
nicht zu beſorgen war. Hier machen Sie Oppoſition in einem 
Falle, welcher doch den oberſten Kriegsherrn ſo nahe berührt 
Unruhe). Meine Herren! Sie haben die Regierung an ihre 
flichten erinnert; geſtatten Sie, daß ich Sie bei dieſem Anlaß 
an die Pflichten des Hauſes erinnere. 
Abg. Graf Schwerin: Der Abgeordnete von Patow 
habe ſeinen Standpunkt bereis vollkommen vertreten, ebenſo 
der Abgeordnete v. Vincke. — Vorher wolle er ſich gegen die 
Angriffe des Abgeordneten für Stolp verwahren, der die Ge⸗ 
legenheit nicht vorübergehen ließ, ſein Steckenpferd zu reiten 
und Angriffe gegen die ſogenannte neue Aera zu ſchleudern. 
Die abgetretenen Miniſter ſeien es nicht geweſen, die ihrer 
Verwaltung dieſe Bezeichnung beigelegt hätten; ſie ſei vielmehr 
ausgegangen von der demokratiſchen Preſſe; die Bezeichnung 
datire von Männern her, die etwas anderes von dieſer Ver⸗ 
waltung erwarteten, als ſie erfüllen wollte und konnte. Die 
Verwaltung wußte, daß ſie neue Zuſtände in Preußen nicht 
einführen konnte, daß es ihre Aufgabe nur war, den alten 
preußiſchen Traditionen entſprechend, eine ſtreng geſetzliche 
Verwaltung zu führen oder herbeizuführen und auf dem Ge⸗ 
biete der innern Geſetzgebung eine vorſichtige, aber ſtetige Re⸗ 
formpolitik zu verfolgen, an der Hand der Verfaſſung und 
endlich den guten Finanzzuſtand des Landes zu erhalten. 
Wie weit dies gelungen, das zu beurtheilen überlaſſe er der 
öffentlichen Meinung. — Daß in mancher Beziehung gefehlt 
ſei, erkenne er an; ſo viel ſei aber gewiß, die frühere Verwal⸗ 
zung übernehme die vollſtändige Verantwortlichkeit für 
ihre Mitwirkung auch in Bezug auf die Mi itairfrage 
und ſie ſei nicht geſonnen, ſich dieſer Verantwortlichkeit zu 
entziehen. Er bedaure es, daß dieſe Verantwortlichkeit au⸗ 
genblicklich nur eine moraliſche ſei; er wünſche, daß es eine 
juridiſche wäre, daß das Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz exi⸗ 
ſtirte und er würde mit Ruhe erwarten, ob dieſes Geſetz zur 
Anwendung gebracht würde; er würde alsdann wenigſtens der 
leeren Drohungen überhoben ſein (Bravo). Dies ſei ſein 
letztes Wort über die Zeit, die hinter uns liege. Zur Sache 
elbſt. Die Deduction der Commiſſion ſei: wir haben das 
echt, fo zu beſchließen und es iſt unſere Pflicht, fo zu be⸗ 
ſchließen, um die Ehre und Würde des Hauſes aufrecht zu 
erhalten. Das Erſtere beſtreite er Niemand; das Zweite 
führe ihn dazu, daß er Ja ſage, indem er glaube, daß er da⸗ 


it den Jat 8 di 
mit 15 rn ‚Biene, und daß der 


auf dieſ. 


er, daß die Regierung beſtehende Geſetze nicht verletzt habe. 


Die Beſtimmung der Truppenſtärke ſei Sache der Executiv⸗ 
gewalt des Staats unter der Vorausſetzung, daß dieſe inner⸗ 
halb der Geſetze erfolge und die Mittel von der Landesver⸗ 
tretung dazu bewilligt werden. Es würde immer noch Auf⸗ 
abe fei, nachzuweiſen, wo das Geſetz verletzt ſei. Die 
ommiſſion ſagt, wenn das Geſetz auch noch nicht verletzt 
ei, ſo werde es doch in der Conſequenz verletzt werden müf⸗ 
en. Der Grund ſei unhaltbar, denn man habe es mit der 
Gegenwart zu thun, und die Regierung habe die Erklärung 
abgegeben, daß ſie ein Geſetz vorlegen wolle. Er (Redner) 
behaupte, daß jede dauernde Organiſation, ſo weit ſie ſich in⸗ 
nerhalb der Geſetze halte, keines Geſetzes bedürfe; fie ſei das 
ausſchließliche Recht des ee und nur fo weit dazu 
Geld erfordert werde, habe die Volksvertretung mit zu ſpre⸗ 
chen; deshalb ſei das Budget der geeignete Ort dafür. Die 
Durchführung eines Geſetzes durch alle Stadien der Geſetz⸗ 
gebung würde die noch übrige Zeit bis zum Schluſſe des 
Jahres hinwegnehmen. Ihm ſcheine deshalb der Vor⸗ 
5.— des Abgeordneten Stavenhagen als der geeignetſte. 

en Gegenſatz von Volksheer und dem ſtehenden Heere 
11 er nicht, und wie er ihn verſtehe, wolle er ihn nicht 
verſtehen. Er müſſe die Frage, welche die brennendſte iſt, 
ebenfalls berühren; es ſei die Frage von der zweilährigen 
Dienſtzeit. Er ſei nicht Militair und traue ſich darüber kein 
eigenes Urtheil zu, ja er erkenne heute noch als einzig maß⸗ 
gebende Autorität die für drei Jahre ſich ausſprechende an; 
aber er könne ſich der Wahrnehmung nicht verſchließen, daß 
eine allgemeine Stimmung durch das Land gehe, die die zwei⸗ 
jährige Dienſtzeit für ausreichend erachte. Man könne an⸗ 
nehmen, es ſei dies das Reſultat der Agitation, oder der 
Ueberzeugung; es ſei jedenfalls Thatſache. Er würde es für 
ein großes Glück halten, wenn die Regierung 1863 die zwei⸗ 
lährige Dienſtzeit einführen wollte (Bravo), weil er hoffen 
dürfe, daß dadurch eine Einigung herbeigeführt werde. Er 
würde es für eine große Calamität halten, wenn dieſe Eini⸗ 
gung nicht herbeigeführt werde. 

Abg. Schulze⸗Delitzſch: Es muß auffallen, daß nach⸗ 
dem nun ſchon am dritten Tage über die vorliegende Frage 
debattirt wird, immer und immer wieder noch der Rechtspunkt 
erörtert wird. Ich denke, wir ſehen uns einmal die Erklärung, 
welche die Regierung darüber am Donnerſtag abgegeben, 
näher an; Sie werden dann mit mir übereinſtimmen, daß 
Rege ſie uns veranlaſſen muß, gegen die Forderungen der 

eglerung zu ſtimmen. Die Regierung erkennt an, daß die 
Reorgani ation ſo lange nicht als eine definitive zu betrachten 
iſt, bis die Zuſtimmung dazu in Form eines Geſetzes ertheilt 
it und will das Beſtehende bis dahin beibehalten. Die Ne 
gierung verletzt ja aber gerade das Beſtehende und wir ſind 
es, die daſſelbe beibehalten wollen; die Regierung iſt es, die 
etwas Neues, einſeitig ins Leben Gerufenes in das Be⸗ 
ſtehende hineinſchieben will. Denn das Proviſorium iſt eben 
nichts bereits Beſtehendes, ſondern etwas Neues. Wenn wir 
in allen ſolchen Fa en annehmen wollten, daß das einſeitig 

eſchaffene Proviſorium fo lange gelten ſolle, bis etwas 
Neues an die Stelle geſetzt worden, dann begreife ich 
nicht, wozu die Volksvertretung überhaupt da iſt. Es handelt 
ſich ve um das Recht der Volföveitretung bei Feſtſtellung 
des Etats, um ihr Recht der Mitwirkung in der Geſetzgebung. 
Die Unterrichtsregulative geben Ihnen ein Beispiel von 
den aus derartigem Verfahren hervorgehenden Zuſtänden: 
Die Verfaſſung läßt das Alte fo lange beſtehen, bis ein Un⸗ 


terrichtsgeſſetz ergangen fein würde; fo haben wir denn das 
Proviſorium auf dieſem Gebiete ſeit 8 Jahren, und wenn 
nicht eine Uebereinſtimmung der drei Faktoren der Geſetzge⸗ 
bung zu erwarten iſt, behalten wir das Proviſorium in alle 
Ewigkeit. Und ſo iſt es hier: wir haben ein Definitivum in 
Form des Proviſoriums. Man ſagt Ihnen: Sie dürfen dies 
Proviſorium nicht ändern, ſonſt desorganiſiren Sie die Armee. 
Was geſchieht denn aber, wenn Sie dem von der Regierung 
vorzulegenden Geſetz nicht zuſtimmen? Wenn die Regierung 
ein Geſetz vorlegt, dem die Landesvertung nicht zuſtimmen 
kann? Die Regierung braucht nur die Form des Proviſoriums 
beizubehalten und dann bleibt's dabei. Man ſagt uns, die 
Regierung ſei in ihrem jetzigen Verfahren in bona fide ge⸗ 
weſen. Nun, es iſt doch wahrlich ſehr gleichgiltig, ob wir 
in bona fida oder nicht um unſere verfaſſungsmäßige Mit⸗ 
wirkung kommen. ( Heiterkeit.) 

Man hat uns nun darauf aufmerkſam gemacht, wir 
ließen unberückſichtigt, daß die für 1862 geforderten Summen 
chon zum größten Theil verausgabt und Erſparniſſe für den 
Reſt des Jahres nicht mehr möglich ſeien. Beides iſt richtig, 
aber beide Thatſachen ſind durchaus nicht unberückſichtigt ge⸗ 
blieben. Wir wiſſen, daß die verausgabten Millionen nicht 
zurückgeſtellt werden können; wir wiſſen, daß uns das 
Mittel der Miniſteranklage nicht zu Gebote ſteht; wir wiſſen, 
daß das Land, wie ſo viel andere, auch dieſes große Opfer 
am letzten Ende wird bringen müſſen. Die Regierung hat 
nun ſelbſt anerkannt, daß unſere 0 Genehmigung 
erforderlich iſt. Der Satz iſt richtig, die Anwendung aber, 
die Regierung aufzufordern, dieſe Indemnität nachzuſuchen, 
wäre überaus gefährlich. ‚Wir find doch wahrlich nicht in der 
Lage, die Regierung zu bitten, die Indemnität nachzuſuchen, 
und wir ſind auch nicht in der Lage dieſelbe zu ertheilen, 
ſo lange man von dem eingeſchlagenen Wege nicht wenigſtens 
abweicht. Wir haben nicht die Initiative, wir können keine 
Vorlage zur geſetzlichen Regelung machen in dieſer Angelegen⸗ 
heit; das kann nur die Regierung. Wir wollen ja auch 
nichts Unmögliches, wir wollen nur die Regierung auf den 
geſetzlichen Weg bringen, wir wollen nur eine Abwehr des 
ungeſetzlichen Verfahrens der Regierung für die Zukunft. 
Die Regierung hat die Wahl; ſie kann die Dinge in 
den alten Zuſtand zurückführen, oder eine Geſetzesvorlage 
machen und Indemnität für ihr bisheriges Verfahren 
nachſuchen. Und es iſt der höchſte Grad der Verdrehung des 
Sachverhalts, wenn man der Volksvertretung den Vor⸗ 
wurf der Schroffheit macht. Der Staatsregierung, die 
hier, wo es ſich um Pflicht und Egre der Volksvertretung 
handelt, keinen Schritt nachgeben will, iſt dieſer Vorwurf zu 
machen! (Bravo!) Unſere Stellung, die Erfüllung unſerer 
Pflicht iſt wahrlich eine ſchwere. Der Herr Finanzminiſter 
hat auf die von uns an die Krone erlaſſene Adreſſe hingewie⸗ 
ſen; er hat auch einzelne Sätze verleſen; dabei iſt ihm indeß 
der Irrthum paſſirt, daß er nicht die Adreſſe, ſondern 
Stellen aus dem nicht angenommenen Entwurf des 
Herrn v. Vincke verleſen hat (große Heiterkeit). Man ſpricht 
von einer Tendenz in der Landesvertretung, den Schwerpunkt 
der verfaſſungsmäßigen Gewalten zu verlegen. Der Schwer⸗ 
punkt der Gewalten wird verlegt, wenn die Königliche Staats- 
regierung der Volksvertretung anſinnt, daß fie nur eine Be⸗ 
willigungspflicht, nicht ein Bewilligungsrecht hat! (Beifall). 
Es iſt das ein ſchweres Attentat gegen die ver⸗ 

iu ; = wg ver Boltsvertretun: 
Seit länger als zwei Jahren hat dieſes Haus in ſeiner Ma⸗ 
jorität alles Mögliche verſucht, um die Staatsregierung in 
Milde und Nachgiebigkeit auf den rechten Weg zu leiten. 
Jetzt muß man doch überzeugt ſein, daß dieſe Abſicht auf 
dieſem Wege nicht zu erreichen iſt, jetzt haben auch die anderen 
Parteien die dringendſte Veranlaſſung mit uns zu gehen. Es 
handelt ſich nicht um Budget» Verweigerung, die ge⸗ 
ſchieht nicht von dieſem Hauſe, ſondern vielleicht von 
einem anderen Factor der Geſetzgebung. 

Redner geht ſodann auf die in dem bekannten von der 
Heydt'ſchen Briefe enthaltenen Anführungen über: Es iſt das 
ein ſehr werthvolles Document, dieſer Brief, und wenn der 
Herr Finanzminiſter Gewicht darauf legt, daß es ſich um ein 
vertrauliches, nur durch Zufall in die Ten) gelang⸗ 
tes Schreiben handelt, ſo iſt grade dieſe, Vertraulichkeit“ das 
Moment, welches uns veranlaßt, dem Juhalte ganz beſon⸗ 
ders Glauben beizulegen Der Herr Finanzminiſter braucht 
dem Zufall gar nicht böſe zu ſein, dem wir die Kenntniß des 
Schriftſtücks verdanken. Es ſind darin Anſichten ausgeſprochen, 
die ihm gewiß nur zur größten Ehre gereichen. (Heiterkeit; 
Hr. v. d. Heydt verbeugt ſich.) Es iſt ſchon von anderer Seite 
geſagt worden, daß der Herr air die Angelegen⸗ 
heit auf die eine Frage reducirt habe: Iſt Geld da? Wenn 
Geld da iſt, ſo müſſen wir bezahlen. Ich verweiſe dem gegen⸗ 
über auf den Zuſtand der andern Verwaltungszweige; ſchon 
bei der Adreßdebatte iſt der Zuſtand Essecke Unterrichtswe⸗ 
ſens hervorgehoben worden. Welchen Effect wird es machen, 
wenn dieſen vielbeſprochenen Uebelſtäuden nicht abgeholfen 
wird? Das Reſultat wird ein gefahrvoller Defect an geiſti⸗ 
gem Capital ſein, der ſehr bald ſich in erſchreckenden Zahlen 
auch auf materiellem Gebiete documentiren wird. — Nur um 
vor Mißdeutungen zu wahren, will ich kurz auch den Zweck unſerer 
Haltung berühren. Wir wollen in der Landwehr den Kern 
eines Volksheeres, eines „Volks in Waffen“, wie es an höchſter 
Stelle ſo ſchön bezeichnet worden iſt. Wir erkennen an, daß 
die Landwehr verbeſſerungsbedürftig, wir behaupten aber auch, 
daß ſie RE, iſt. Wir ſehen in jener Reorga⸗ 
niſation eine Abweichung von der Landwehr, eine Schwächung 
der Landwehr, eine Verlegung des Schwerpunkts, um doch 
ein Mal dieſen beliebten Ausdruck zu brauchen, in das ſtehende 
Heer. — Will die Regierung uns nun ihre Vorlagen accep⸗ 
tabel machen, ſo iſt dies nur möglich durch ‚perablesung der 
Dienſtzeit. Wir verkennen dabei nicht gewiſſe Vorzüge der 
Reorganiſation, über die wir uns des Weiteren auszuſprechen 
haben werden, wenn die Regierung uns danach fragen wird. 
Man ſagt ferner, die politiſche Lage ſoll uns beſtimmen, 
die Vorlage der Regierung zu genehmigen. Ich gebe zu, daß 
der politiſche Horizont umdüſtert iſt. Wir glauben aber grade, 
daß eine Desorganiſation in der Zurückſetzung der Land⸗ 
wehr liegt. Nur ein Mittel, ſagte früher ein Mal der Abg. 
v. Vincke, durch welches Preußen ſtark und mächtig werden 
kann, iſt vorhanden, das ſind die nationalen Sympathien. 
Das meinen wir auch, und darum wollen wir die Landwehr 
ſchützen vor der Desorganiſation. Wenn uns große Kämpfe 
bevorſtehen, zu denen wir die Sympathien der Nation be⸗ 
dürfen, jo ift die erſte Bedingung dafür der Friede im Innern, 
der Friede zwiſchen Volk und Regierung. Nur wenn wir die 
ganzen moraliſchen Factoren heranziehen, die ganze Opfer⸗ 
willigkeit des Volkes in Bewegung ſetzen können, haben wir 
Ausfiht zu ſiegen (Bravo). Mit Conſtantin dem Großen 
ſage ich hier: in hoe signo vinces. 

Was die jetzige Stellung der Parteien im Hauſe betreffe, 


Be: 


| 


fo glaube er, daß weſentliche Unterſchiede zwiſchen den Par⸗ 
teien nicht obwalteten; auch die Partei des Herrn v. Vincke 
habe ſich ja für zweijährige Dienſtzeit ausgeſprochen.— 1860 
ſei die Sachlage dazu angethan geweſen, dem Proviſorium 
ein Halt zu gebieten, 1861 ſei dieſer Standpunkt bereits zum 
Theil verloren geweſen. — Was nun die jetzige Lage . 
ſo müſſe die Regierung dem Hauſe entgegenkommen. — Von 
einer Indemnität kann nicht die 8 ehe die Regierung 
eingelenkt hat von dem betretenen Wege. Und dazu haben 
wir keine Ausſicht nach den bisher vom Miniſtertiſch ge⸗ 
hörten Erklärungen. Insbeſondere der Herr Kriegsminiſter 
hat Auſchauungen entwickelt, welche die Stellung des hohen 
Hauſes in einer Weiſe berühren, daß es unſere Pflicht iſt, 
davon Act zu nehmen vor dem ganzen Lande. Ich habe 
einige der Hauptſtellen notirt: Zuerſt ſind ihm die Haupt⸗ 
ſeiten der Frage „gar nicht discutabel“, weil Jedermann 
im Hauſe weiß, wie darüber gedacht werden muß; — 
„in der Verweigerung des Budgets iſt ein Mittel ge⸗ 
ſucht, die Regierung aus ihrer verfaſſungsmäßigen Stel⸗ 
lung zu drängen; — „es find einzelne Penn auf 
der linken Seite des Hauſes, welche das Vertrauen des 
Miniſteriums nicht befigen: er kann fie namentlich bezeichnen, 
es liegen ſchriftliche und mündliche Aenßerungen vor, welche 
auf gefährliche Tendenzen ſchließen laſſen; es find nur wenige 
in der Partei, aber ſie ſind der Sauerteig, 


1 x welcher den ganzen 
Teig durchdringt, und ein Gebäck erzeugt, welches der Regie⸗ 


rung nicht ſchmackhaft iſt“. Wenn der Herr Miniſter in dem 


Vortrage des Abgeordneten Gneiſt die Popularität vermißt 
hat, ſo wird man dieſen ſeinen Aeußerungen einen gleichen 
Vorwurf füglich nicht machen können. Seine Ausdrucksweiſe 
iſi ſehr populär; Sehermann im Lande wird ihn verſtehen 
und wiſſen, was er gemeint. Es giebt Niemand, der zu be⸗ 
ſtimmen hat, wie in dieſem Hauſe über irgend welche Frage 
gedacht werden muß! (Beifall). Das Haus der Abgeordneten 


verweigert das Budget nicht! Wenn daſſelbe verweigert wird, 


ſo kann dies, wie die Sachen liegen, nur von den andern Fac⸗ 
toren der Geſetzgebung geſchehen. Dies Haus übt nichts als 


ſein verfaſſungsmäßiges Recht aus. Daraus aber, daß ein be⸗ 


rechtigter Factor der Geſetzgebung ſein verfaſſungsmäßiges 
Recht gebraucht, folgt doch 5 
Uebergriff begeht in das verfaſſungsmäßige Recht eines ans 
dern Factors. Wenn irgendwo der Verfaſſung zu nahe getre⸗ 
ten wird, ſo ben e das nicht auf Seiten dieſes Hauſes, 
ſondern indem man ſein Bewilligungs recht herabdrücken will 
zu einer Bewilligungspflicht, verletzt man die Verfaſſung. 
(Beifall). — Keine Verfaſſung in der Welt verlangt, daß die 
Volksvertretung das Vertrauen der Regierung habe, aber um⸗ 
belehnt entſpricht es dem Geiſt alles Conſtitutionalismus, daß 
die Miniſter das Vertrauen der Landesvertretung haben. Das 
Gegentheil würde eine ſchlechte Empfehlung für den Volks⸗ 
vertreter ſein. (Beifall). Wenn dem Herrn | 
rungen von Abgeordneten bekannt find, denen er gefährliche 


aber nicht, daß es dadurch einen 


Miniſter Aeuße⸗ 


Tendenzen unterlegt, ſo mag er ſich mit den Behörden in Ver⸗ 


bindung ſetzen, die mit ſolchen Dingen zu thun haben. Jedes 
Eingehen auf derartige Inſinuationen 
Niveau dieſes Hauſes zu ſtehen. (Lebhafte Zuſtimmung). Ich 


und meine Freunde weiſen ne Inſinuation einfach zurüd.— 


Die Geſammtheit der preußiſchen Wähler wird dem Herrn 


Kriegsminiſter ſehr dantbar ſein wegen der Belehrung über 


bei der es 


a dies e en 


die . Beſtimmung der Bolksvertreter, ch 
nur darum handeln ſoll, ein f 
die Regierung zu bereiten. 


ſcheint mir unter dem 


ür 


zu ſein ſcheint, ſo darf ſich das Haus der Hoffnung hingeben, 


für diesmal von dem Herrn Kriegsminiſter — um in ſeinem 
eigenen Bilde zu bleiben — verſpeiſt zu werden (Heiterkeit). 
Es handelt ſich um einen Proteſt nicht für die Partei, ſondern 
für das ganze Haus gegen ſolche Aeußerungen des Kriegsmi⸗ 
niſters. (Allſeitiger lebhafter Beifall). 


Und nun zum Schluß noch ein kurzes Wort. Der Conflict, um 


den es ſich handelt, iſt da; er wird nicht erſt durch ein Vo⸗ 
tum dieſes Hauſes herbeigeführt, und nur wenn wir feſt und 
an unſern Platz behaupten, ift feine Beſeitigung auf 
geſetlichem Wege abzuſehen. Es hängt nicht von uns ab, 
ob wir den . aufnehmen wollen — er iſt ſchon aufge⸗ 
nommen, vom Volke — in das man dieſe Frage bei den 
Wahlen hineingeworfen hat. Mag man auch dem Aögeordne⸗ 


— 


ten v. Vincke darin beiſtimmen, daß ein Abgeordneter ſeine 


Ueberzeugung zu vertreten hat; aber bei Auflöſungen modifi⸗ 
eirt ſich das, da gruppirt man ſich um beſtimmte Fragen, 
da ſpricht ſich das Land über die Fragen aus. So geben 


wir unſer Votum mit gutem Gewiſſen und Kae denen die 


Verantwortung zu, welche die Situation geſchaffen haben. 
Nicht die Militairfrage allein iſt es, um die es ſich handelt; 
es handelt ſich darum, ob das conſtitutionelle Princip, ob die 


Verfaſſung eine Wahrheit wird. Wir kämpfen für die Grund⸗ 


lagen einer verfaſſungsmäßigen Freiheit, wir kämpfen für die 
höchſten Intereſſen unſeres Volks; auf uns find die Blicke 
von ganz Deutſchland gerichtet! (Bravo). Man weiß: wenn 
hier der Abſolutismus ſiegt, ſo iſt es aus mit dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Leben in den deutſchen Klein- und Mittelſtaaten. 
Wir kämpfen für die ve Zukunft der deutſchen Nation. 
Was wir wollen, die Erhaltung unſeres verfaſſungsmäßigen 
Rechtes, das iſt die Grundſäule des preußiſchen Staates, dar⸗ 
auf beruht das Wohl und Heil unſeres Vaterlandes. Und 
wie man ſich uns auch entgegen ſtemmt, — ich meine, die Dinge 
verlaufen in unſern Tagen ſchnell genug, und bald wird der 
Zeitpunkt da ſein, wo klar zu Tage tritt, daß wir Recht 
hatten! (Anhaltender lebhafter Beifall.) 

Miniſter des Auswärtigen, Graf Bernſtorff: Ich darf 
kaum hoffen, daß ich nach einer ſo gewürzten, ſchmackhaften 


Rede (Unruhe, Unwille) Ihre Aufmerkſamkeit gewinne. Es iſt 


unrichtig, daß die Kgl. arg den anerkannt habe, fie 
bedürfe einer Indemnitätsbill. Sie kann dies nicht anerken⸗ 
nen, da die Regierung nur ihre Pflicht erfüllt hat. Eine Aeu⸗ 
ßerung des Vorredners ging dahin, daß wir ohne Einigkeit 
im Innern nicht ſiegten nach Außen. Dies führt mich dahin, 
einige Worte zu Pan über den Einfluß, welchen der jetzige 
innere Kampf auf unſere Stellung zum Auslande hat. Vor⸗ 
weg kann ich nur tief bedauern, daß über die Lippen eines 
preußiſchen Abgeordneten die Aeußerung von der Mißachtung 
Preußens im Auslande gekommen iſt (Unruhe). Es freut 
mich, daß der Abgeordnete für Stargard (v. Vincke) in ſo 
beredter Weiſe darauf geantwortet hat. Ich läugne es, daß 
in den auswärtigen Angelegenheiten Preußens eine Mißach⸗ 
tung deſſelben beſonders hervorgetreten ſei. Wohl aber hat 
die Politik vielfach Widerſtand erfahren, und dieſer wird bes 
ſtärkt durch den Zwieſpalt zwiſchen der Kgl. Staatsregierung 
und der Landesvertretung (lebhafter Zuruf links: ſehr rich⸗ 
tig!). Man glaubt im Lager der Gegner, daß Preußen zu 
keiner Action fähig ſei, fo lange dieſer Zwieſpalt beſteht. 
(Ebenſo: ſehr wahr!) Man täuſcht ſich zwar darin; wir 


werden, wenn es nöthig iſt, es durch die e ; 


Auch iſt wohl noch genug Patriotismus in dieſem Haufe, um, 


wenn es darauf ankommen ſollte, der Regierung dazu die nd- 
thigen Mittel zu bewilligen. Die Pflicht des hohen Hauſes 
iſt es aber auch, die Regierung nicht moraliſch zu ſchwächen; 
das würden Sie thun, m. H., wenn Sie das Budget verwei⸗ 
gerten. (Unruhe, Widerſpruch.) Die Ablehnung der Ma⸗ 
rinevorlage durch Ihre Commiſſion hat in Dänemark Scha⸗ 
beufteude erregt; die dortigen Zeitungen find voll davon. 
M. H.! Um eine energiſche, kräftige, großartige Politik zu 
verfolgen, dazu bedarf Preußen eines ſtarken, ſchlagfertigen 
Re at es ein ſolches nicht zur Verfügung, fo kann es 
zu " 7 keinftaatspolitit führen, die, glaube ich, wohl Nie⸗ 
b 855 eabſichtigen wird. Ich appellire an Ihren Pa⸗ 
mus und beſchwöre Sie, vom Commiſſtonsentwurf ab⸗ 
sachen und die Vorlage der Regierung zu genehmigen. 
ſtändli . b. Bonin (Stolp) (auf der Tribline ganz unver⸗ 
ch) ſpricht gegen die Commiſſionsanträge. i 
eine B 9. Oſterrath für dieſelben. Er geht namentlich auf 
neswenet achtung der Finanzlage ein und beweift, daß fie kei⸗ 
wi 15 eine ſo erfreuliche ſei. Er betont die Nothwendigkeit 
höh us gaben auf andern Gebieten und namentlich der Er⸗ 
ung der Löhne der Soldaten. Die Commiſſon habe keine 
Salcläge gemacht, weil ſie der Meinung ſei, daß in ſolchen 
fi achen die Initiative nur der Regierung zukomme. Es laſſe 
5 nicht ſtreiten, daß in Bezug auf Leitung des Heeres der 
Tone gewiſſe Prärogative zuſtehen, deßhalb müſſe eine Aen⸗ 
derung auch von ihr ausgehen. Das feien die Gründe, weß⸗ 
halb er für die Commiſſions⸗Anträge ſtimme. 
Reg. » Comm. Geh. Rath Moelle verſucht dagegen zu 
beweiſen, daß die Finanzlage des Staates eine günſtige ſei. 
G Der Kriegsminiſter: Der Abg. Duncker hat aus dem 
eltbe vom 3. September 1814 nachweiſen wollen, daß die 
Die a gegen daſſelbe ſchon eine Verletzung begangen habe, 
denken A eh giebt in formaler Beziehung zu manchen Be⸗ 
Mannf nlaß. Wenn darin fteht, daß ein Theil der jungen 
annſchaft dem ſtehenden deere zugehört, ſo ſolldarausder Schluß 
Ei an werden, daß der andere Theil der Landwehr zugehöre. 
2 3 55 aber auch eben ſo gut gefolgert werden, daß ein 
hei überhaupt zum Militärdienſt gezogen werde, ein anderer 
nicht. — Der Kriegsminiſter ſucht dieſe Anſicht hiſtoriſch zu 
begründen. — Es iſt richtig, daß die Linie der Landwehr 
aushelfen ſoll, aber nicht dadurch, daß ſie ihre Röcke auszieht 
und der Landwehr giebt. Für einen Theil der Landwehr ſind 
neue Beſtände vorhanden; für den anderen Theil iſt 
in anderer Weiſe geſorgt. — Was den angeblichen Man⸗ 
gel an Landwehr » Offizieren betrifft, ſo haben wir 
ſährlich 2000 Freiwillige. Von dieſen erhalten zwiſchen 6 
bis 800 das Zeugniß der Qualification zu Landwehroffizieren. 
Dann geht die Angelegenheit an das Offiziercorps. 
Daß eine Stockung eingetreten, iſt mir nicht bewußt. — 
Ich komme nun zu dem verehrten Abgeordneten Schultze⸗ 
Delitzſch oder Berlin (Heiterkeit). Dieſer nimmt an, daß 
das was beſteht, nicht beſteht, ſondern daß das beſteht, was 
beſtand, und inſofern hält er ſich für conſervativ. Damit iſt 
aber nichts für die vorliegende Frage geſchehen. Wenn 
das Haus annehme, daß die Regierung ſofort nach dem Vo⸗ 
— 5 Organiſation auflöſen würde, jo würde ein verneinen⸗ 
weiß otum keine Ausſicht auf Erfolg haben. Nur weil man 
1 ih, daß die Regierung dies nicht thut und nicht thuen 
ann, darum tritt man ihr fo gegenüber (oh! oh!), um fie in 
die Alternative zu bringen, entweder pflichtvergeſſen das Land in 
eine ſchlimmeda e zu bringen, es wehrlos zu machen oder in einen 
onflict zum Schaden des Landes und aller verfaſſungsmäßigen 
Rechte einzutreten. Hinſichtlich der ndemnität bin ichmit dem Abg. 
v. Patow einverſtanden, eine ſolche Indemnität, wie er meint 
— dur bloßes Vorlegen des Budgets — will auch die 
Regierung, das Haus in aber damit nicht zufrieden. — Auf 
die 2jährige Dienſtzeit will ich nicht eingehen, weil die Frage 
bei dem Budget für 1862 von keiner Bedeutung iſt. Das 
will ich noch anführen, daß die Organiſation in ihren Grund⸗ 
edanken gar nicht an eine beſtimmte Dienftzeit gebunden it, 
enn die Regierung hat, ohne von den Prinzipien der Re⸗ 
organiſation abzuweichen, factiſch bereits die 2jährige Dienſt⸗ 
zeit eintreten laſſen. Ich will nur conſtatiren, daß ſelbſt, 
wenn die Regierung auf eine Herabſetzung der Dienſt⸗ 
zeit auf zwei Jahre für 1863 eingehen wollte, ſie dazu 
nicht in der Lage ſein würde, weil dabei noch ver⸗ 
ſchiedene Fragen techniſcher Natur in Betracht kommen. 
Der Abgeordnete iſt dann auf den Ausgleichungsverſuch zu⸗ 
rückgekommen dem ich unternommen habe. Die Art und 
Weiſe wie er ſich darüber ansgeſprochen, iſt ſo angethan daß 
ich den Verſuch nicht erneuern werde. Ich will nicht in den 
wenig urbanen Ton des Vorredners einſtimmen; es iſt leicht 
in einer vorher durchdachten Rede einer Improviſation ent⸗ 
gegenzutreten. Ich habe nicht Zeit mir vorher eine Rede 
zurechtzulegen, aber wenn ich in meiner Improviſation ein 


oder das andere harte Wort geſagt habe, ſo glaube ich kann 


man mir daraus wahrlich keinen Vorwurf machen. Was 
meine neulichen Aeußerungen über den Mangel an Vertrauen 
anlangt, ſo habe ich gradezu gewünſcht, daß ſie widerlegt 
werden möchten. Ich habe keine andere Abſicht gehabt, als 
entweder die Anſicht zu conſtatiren oder ſie widerlegt zu 
ehen. Daß die Regierung überhaupt die Exiſtenz einer 
artei nicht ignorirenſ kann, welche in Preußen wirklich 
Self ic din bemerkbar macht, werden Sie wohl zugeben. 
x — bel bie erren erinnern an den Brief des Herrn Zieg⸗ 
x dem Sie nicht weit genug gehen und der ſich Ihren 
5 eigenoſſen nennt? (u nein, nein! links). Nun, meine 
N erren, deſto beſſer. Ich freue mich, hier aus dem Munde 
er Herren zu hören, daß nur ein gewiſſer Lapſus und nicht 
eine Abſichtlichkeit, die Widerlegung der Behauptung Zieg⸗ 
lers bisher verhindert hat. Soll ich die Herren an Aeuße⸗ 
Be erinnern von hervorragenden Mitgliedern dieſes Hau⸗ 
N einem andern Orte? Soll ich Sie an die Schüßen⸗ 
gemeint Frankfurt erinnern? (Sehr gern!) Ein Redner hat 
handle, fo WE es ſich um deutſches oder preußiſches Intereſſe 
angehen. Ich 1 es gar keine Frage, daß die deutſchen vor⸗ 
N dec, ht, daß ſo etwas geſagt m 95 85 

; 8 in anderer Herr ſchreibt einen Brief an 
— 155 Kalk vorlegen went AH daß die Regierung 
Hauſes Ziele verfolgt würbrns ist von 18 zur des 
KR ! mi i rſtändigun 
Bali iR. It Diefe Brage au verneinen, fo it. eo Bilidtder 


erren, fo ſteht es an Ihnen, dies zu erkl f 
dig fe aufgeklärt werden, denn dieſe — 
und deshalb konnte ich nicht darüber ſchwei er: gegenüber ; 
Biel Mänget uud Shmächen, aber ſe facht age 
wer a nicht (Beifall rechts.) 

ER g. Duncker: Der Miniſter habe ihm ein falſches 
5 des Geſedes von 1814 vorgeworfen, er verweiſe ihn 
einfach auf Art. 8 dieſes Gefeges. Wenn der Minifter die 


Berficherungen der Herren in der 
egründet, wohlan, meine 


— Kaffee 2000 Sack Laguyra und 2000 S 


| bericht.) 


Bedürfniſſe des Volkes wahrhaft verſtehe, würde er es für 
ſeine Pflicht halten, dieſelben zu befriedigen. Seine Worte 
in Frankfurt halte er vollkommen aufrecht, es würde das Un⸗ 
glück Preußens ſein, wenn es gegen deutſche Intereſſen 
aufträte. 

Abg. v. Vincke (Stargard) gegen den Kriegsminiſter: 
Die Regierung ſollte an dem bloßen Worte Indemnität“ ſich 
nicht ſtoßen, ſondern wenn man darauf Gewicht lege, ſie 
nachſuchen. Er habe dem Finanzminiſter das bereits pri⸗ 
vatim geſagt. 5 : 

Der Kriegs miniſter: So großen Werth die Regierung 
auf den Beiſtand des Abgeordneten für Stargardt lege, ſo 
könne er doch deſſen Meinung nicht beitreten. 

Abg. Schulze (Berlin): Gegen die „unerhörte“ Manier 
des Kriegsminiſters, Aeußerungen von Mitgliedern außerhalb des 
Hauſes hier vor Gericht zu ziehen, erwidert er: der Vorwurf 
ber „Nichturbanität“, für den ein Ordnungsruf gebührt habe, 
ſei ſelbſt nicht urban geweſen. Seine Worte in Frankfurt 
hätten das deutſche Parlament im Auge gehabt, und ein 
Vollsheer, dabei bleibe er, ſei nothwendig, für die deutſche 
Einigung. Im Intereſſe der Debatte des Hauſes und der Würde 
proteſtire er gegen ein ſolches Verfahren, eine Anklagejury aus 
dem Hauſe zu machen, daſſelbe ſtehe — er wiederhole es — 
unter dem Niveau des Hauſes (lebhafte Zuſtimmung). 

Der Vicepräſident Behrend: Die Entſcheidung über 
Ordnungsrufe ſtehe dem ſubjectiven Ermeſſen des Präſidenten 
zu. Im gegebenen Falle habe er einen Ordnungsruf nicht 
ergehen laſſen können, da der Herr Miniſter nicht die Ehre 
habe, Mitglied des Hauſes zu fein (Heiterkeit). — Abg. 
v. Hoverbeck dankt dem Miniſter, daß er endlich ſeine An⸗ 
klagen ſubſtantiirt; über den Brief Zieglers würde er gern 
ſprechen, aber er habe ihn gar nicht geleſen und Ziegler ſelbſt 
rechne ſich gar nicht zu feiner Partei. Er rectificirt endlich 
den Wortlaut ſeiner Frankfurter Aeußerungen, die nur den 
„ſogenaunten preußiſchen Intereſſen“ gegollen hätten. — 
Abg. Waldeck beſtreitet, ob der Präſident nicht zum Orb» 
nungsruf gegen einen Miniſter berechtigt ſei. „Wir ſind 
rechtlos, wenn der Präſident uns nicht in Schutz nimmt gegen 
ein derartiges Verfahren. wenn uns Geſchichten vorgebracht 
werden, wie die eben gehörten, in Ausübung unſerer Pflicht“. 
(Unruhe zur Rechten). — Der Präſident: Ich ſtelle dem 
Herrn Abgeordneten anheim, einen Antrag deshalb zu for⸗ 
muliren. — Der Finanzminiſter: Er habe zu erklären, 
daß die Miniſter Sr. Maj. des Königs, auch als Abgeord- 
nete, ſich einem Ordnungsrufe des Herrn Präſidenten nicht 
unterwerfen werden, daß ſie nicht anerkennen, als Miniſter 
er 85 Disciplin des Herrn Präſidenten zu ſtehen. (Sen⸗ 
ation. 

Abg. Graf Schwerin: Er trete dem Kriegsminiſter 
ungern entgegen, könne aber in dieſem Fall nicht umhin, Ver⸗ 
wahrung dagegen einzulegen, daß zwiſchen ſeiner Auffaſſung 
von der Indemnität und der ſeines Freundes v. Vincke irgend 
welcher Unterſchied gemacht werde. Er finde dazu keine Ber⸗ 
anlaſſung. — , Finanzminiſter vectificirt eine frühere 
Aeußerung dahin, daß er geſagt, er halte Vorlage eines be⸗ 
ſonderen Geſetzes nicht für erforderlich, habe aber gegen eine 
beſondere Indemnitäts⸗ Erklärung nichts einzuwenden. — 
Abg. v. Patow (gegen den Kriegsminiſter): Er habe nicht 
erklärt, daß es keiner Indemnitäts⸗Erklärung bedürfe, er 
habe nur den eingeſchlagenen Weg für ausreichend erklärt. 

Nach weiteren Bemerkungen der Abgeordneten v. Binde 
und Schulze (Berlin) erklärt Vicepräſident Behrend: 
erachtet es der Würde des . es für angemeſſen, zu erklären, 
daß die Aeußerung des Miniſters, er würde ſich auch als 
Mitglied des Hauſes einem Ordnungsrufe nicht unterwerfen, 
die Würde des Hauſes verletze. (Beifall.) 

Nächſte Sitzung: Dienſtag 9 Uhr. 


„F r ET A 
Celegraphiſche Depeſche der Danziger Zeitung. 
Angekommen 2%, Uhr Nachmittags. 

Warſchau, 16. Septbr. Der heutige „Dziennik“ 
publieirt: Eine Anzahl Edelleute hielten ungeſetz⸗ 
liche Verſammlungen bei Zamoyski, verfertigten eine 
Adreſſe mit die beſtehenden Inſtitutionen überſchrei⸗ 
tenden Forderungen; in Folge deſſen iſt Zamoyski 
behufs ſeiner Verantwortung vor dem Monarchen 
nach Petersburg abgeſchickt worden. 

5 Berlin, 15. September. In Folge der Vorfälle in 
der heutigen Sitzung des Abgeordnetenhauſes und der Erklä⸗ 
rung des Finanzminiſters, daß die Mmiſter des Königs ſich 
einem Ordnunzsruf des Präſidenten nicht unterwerfen könn⸗ 
ten, wird nach einem Beſchluß der Fortſchrittspartei morgen 
Waldeck einen zahlreich unterſtützten Antrag eiubringen, nach 
welchem in Bezugnahme auf $ 42 der Geſchäftsordnung das 
Haus erklären ſoll, daß die Miniſter und ihre Vertreter und 
Aſſiſtenten nöthigenfalls vom Präſidenten zur Ordnung ge⸗ 
rufen werden können. Die faſt einſtimmige Annahme dieſes 
Antrages iſt um ſo weniger zweifelhaft, als ſogar hervorra⸗ 
gende Mitglieder der Rechten, wie Auerswald und Grabow, 
ih auf das Entſchiedenſte für denſelben erklärt haben. — 
Die Abgeordneten Tweſten und Stavenhagen ſind noch zwei⸗ 
felhaft, ob ſie ihr Amendement zurückziehen ſollen, Herr v. 
Sybel dagegen ſoll ſich entſchieden dahin ausgeſprochen ha⸗ 
ben, daß er von demſelben zurücktrete und für die Commiſ⸗ 
ſionsanträge ſtimme. — Der Handels miniſter, Herr v. Holz⸗ 


brinck, welcher heute nicht mehr im Abgeordnetenhauſe anwe⸗ 


ſend war, hat ſeine Entlaſſung eingereicht. 8 
* Die letzte Nummer der „Volkszeitung“ iſt mit Beſchlag 
belegt worden. s 


Körfendepefchen der Danziger Zeitung. 
Berlin, 16. September 1862. Aufgegeben 2 Uhr 18 Min. 


Angekommen in Danzig 3 Uhr 45 Min. 


Letzt. Cro. Letzt. Crs. 
Roggen matt. 8 Preuß. Rentenbr. 997 ' 997 
Ee 05. 50% 50 33% Weſtpr. Pfobr. 88% | 88% 
Septbr⸗Octbr.. 50% | 504 14%, do. do. 99 | — 
drubjahr . 464 463 | Danziger Privatbhk. — 103 
Spiritus Septbr. 18% 1% Oſtpr. Pfandbriefe 893 | 891 
Aübol Septbr. .. 14% 14% Oeſtr. Credit⸗Actien 85% | 85% 
Staatsſchuldſcheine 917 91 Nationale . . 65 65% 
4; % Hr. Anleihe 1027 ( 2% Poln. Banknoten 887 | 89% 
5% 59. Pr.⸗Anl. 108% 108 Wechſele. London 6. 213 — 


Hamburg, 15. Septbr. Getreidemartt. Weizen 
loco einiges Geſchäft zu niedrigen Preiſen, ab Auswärts 
ohne Kaufluſt. — Roggen loco ruhig, ab Königsberg Früh⸗ 
jahr & 75 zu kaufen. — Oel October 31 %—%, Mai 293,. 
| ack Domingo 
und Rio umgeſetzt. 

Amſterdam, 15. Septbr. Getreidemarkt. (Schluß⸗ 
Weizen flau. Roggen loco unverändert, Termine 
1 Fl niedriger. Raps October 83, April 84%. 
Herbſt 47%, Mai 48% 


Rüböl | 


U 


London, 15. Septbr. Getreidemarkt. (Schlußbe⸗ 
richt.) Engliſcher Weizen zwei Schillinge niedriger, größ⸗ 
tentheils unverkauft, fremder einen bis zwei Schillinge billi⸗ 
ger, ohne Kaufluſt. Neuer 2 billiger, alter behauptet, 
gefragt; amerikaniſches Mehl einen halben Schilling gewichen. 
Schönes Wetter. 

London, 15. Septbr. Conſols 93%. 1% Spanier 
44 ¼½. Mexikaner 31%. Sardinier 82. 5 2 Ruſſen 94. 
Neue Ruſſen 93. * 

Der fällige Dampfer aus Weſtindien iſt angekommen. 

Liverpool, 15. September. Baumwolle: 3000 Ballen 
Umſatz; Preiſe gegen vergangenen Sonnabend unverändert. 

Paris, 15. September. 3% Rente 69, 55. 4% J Rente 
96, 25. Italieniſche 5 7 Rente 70, 95. 3 1 Spanier 48%. 
1% Spanier 44½. Oeſterreichiſche Staats ⸗Eiſenbahn⸗ 
Actien 477. Credit mob.⸗Actien 943. Lomb.⸗Eiſenbahn⸗ 
Actien 603. 

Produktenmarkte. 
Danzig, den 16. September. Bahnpreiſe. 
Weizen gutbunt, fein und hochbunt 125/7—128/9—13031— 
132/468 nach Qualität 85 87½ — 88 89 — 90/92 — 
92½/5/100 Ya; ord. bunt, dunkel 120/3— 125% 88 von 
70,75—80 82% Sr.. 
Roggen ſchwer und leicht 57% /57—55/54 Zu Jar 125 fl. 
Erbſen von 53/55—56 57 Gr. 
Gerſte kleine 103/105 —107/110f von 41/42—43/45 ak 
do. große 1068/8 — 110/154 von 44/15 — 48 50 S, 
Hafer von 25—29 u 
Spiritus ohne Zufuhr. 

Getreide-Börſe. Wetter: ſchön. Wind: NW. 

Geſtern wurden noch 40 Laſten Weizen 126, 127 bunt 
28 515, 525 und 86 4 2.4% hübjd) hellfarbig & F 576 Ye 
858 und Connoiſſement verkauft; unſer heutige Markt blieb 
wieder in ſehr flauer Haltung und blieb der Umfag auf 72 
Laſten Weizen beſchränkt, kaum letzte Preiſe konnten dafür er⸗ 
zielt werden. 130/1 f friſch bunt E 540 925 858, 130 /1, 
132/38 848 14 % und 848 21 % gut bunt 2 550 9 
858 und Connoiſſement, 131/2% gut bunt Z 560. — Rog⸗ 
gen preishaltend, 1218 alt und 80 2 auch 81 21 A 
friſch a 342 dr 125 U reſp. 81% U bezahlt. — Erbſen 
weichend & , 320, 321, 324, 330 auch 325 9e Connoiſſe⸗ 
ment 91 8 gekauft. — 106, 107 U kleine Gerſte 258. — 
Spiritus ohne Geſchäft. ; 

Berlin, den 15. September. Wind: Dft. Barometer : 
282. Thermometer: früh 13° +. Witterung: ſehr ſchön. — 
Weizen Ye 25 Scheffel loco 65 — 79 * — Roggen Pr 
2000 f loco 50 - 50% Ag, do. September 50%, 51 
g bez. und Br., 50% Ag. Gd., September⸗October 50%, 
% Kb. bez., 51 . Br. 50% Ag Gd., October» November 
48 %, % & bez. und Br., 48% Re. Gd., November + Der 
cember 47% . bez. und Gd., 47% % Br., Frühlahr 
46%, % g. bez. und Gb., 46% Ag Br. — Gerſte ver 
25 Scheffel große 36 — 40 c — Hafer loco 22— 24 
., Ye 12008 September October 23 & bez. und Br., 
October » November 23, 23% h bez., November ⸗Decem⸗ 
ber 23, 23% KN. bez., Frühſahr 23 g bez. — Rübdl He 
100 Pfund ohne Faß loco 14% Ag Br., September 14% 
% RG. bez. und Br, 14% . Gd., September » October 
do., October⸗Novbr. 14%, ½, % Ag bez. und Br., 14% 
* Gd., November » December 14%, , h bez. und Gd., 
14½ % Br., Mai 14% & Br. — Leindl Ye 100 Pfd. 
ohne Faß loco 15 Gd. — Spiritus u 8000 2 loco ohne 
Faß 18/4, %, ar & bez., September 18½% „ 75 . 
bez., Br. und Gb., September October 18 ¼., Ya, 47, Y% 

bez., Br. und Gd., October - November 17½, 16%, 
17 & bez. und Br., 16% . Gd., November December 
16%, % RG bez, und Gd., 16% . Br., Mai 17 N. 
bez. u. Br., 16% Gd. — Mehl. Wir notiren für Weizen⸗ 
mehl Nr. 0. 5% — 5½ g., Nr. 0. u. 1. 4½ — 5% &, 
Reuseuwehl Nr. O. 3½ — 4½ Ag, Nr. C. u. 1.38% 
39% N. 


Schiffsliſte. 
Neufahrwaſſer, den 15. Sept. Wind: NO. 

kee D. Zeſſin, Eintracht, Cherbourg, Bal⸗ 
laſt. — D. Mullickin, St. Fergus, Wick, Heringe. — A. 
Grantz, Alexander v. Humboldt, Hull, Kohlen. — H. P. 
Bradhering, Sirene, Grimsby, Kohlen. — C. S. Bruun, 
Veddelöberen, Skien, Ballaſt. — C. J. Völſch, Emilie, 
Portsmouth, Ballaſt. — D. N. Schmidt, Faveur, Apenrade, 
Ball iſt. — P. Niemann, Hoffnung, Grimsby, Kohlen. — 
C. Raſch, Friederike Wilhelmine, Hull, Kohlen. — P. Har⸗ 
der, Theodor, Grimsby, Kohlen. — W. Ameß, Napoleon, 


Fraſerburgh, Heringe. — D. R. Kroon, Alida, Bremen, 


Stückgut. i 245 g 
Geſegelt: O. Hellieſen, Pilen, Königsberg, Heringe. 

— A. Nielſen, Henriette, Norwegen, Getreide. — E. Martin, 

Cosmopolite, London, Getreide. — Ankommend: 7 Schiffe. 


Fondsbörse. 
Berlin, 18. September. 

. B @ 

Berlin-Anh,E,-A. 11394138} | Staatsanl. 56 1025 102 
Berlin-Hamburg — 119 do. 53 100% 109 
Berlin- Potsd.-Magd. 2123 — | Staatsschuldscheine | 91% 90% 
Berlin-Stettin Pr,-O.| — 1 Staats-Pr,-Anl. 1855) — | — 
do. II. Ser, | 97 | 96% | Ostpreuss. Pfandbr, | — | 89% 
do, III. Ser.] 96%| 95% | Pommersche 337 do.] 92 91% 
Oberschl,Litt, A,u.C.| — | — | Posensche do, 4% — [104% 
do, Litt. B, — 1483 do. do, neue | 993 99% 
Ossterr.-Frz,-Stb, 127 1125 | Westpr, do. 33 89 | 88% 
Insk, b. Stgl. 5, Anl. 88; 87% do. 4 — | 99% 
do, 6. Anl.“ 977 — | Pomm. Rentenbr, 100 — 
Russ.-Poln, Sch.-Ob.] 85% 84% | Posensche do, 99%| 99% 
Cert. Litt. A. 300 fl.. — 94 | Preuss, do. 100 | 99 
do. Litt. B.2004, | — | 23% Pr. Bank-Anth.-S. — 120 
Pfar, i. S.-R. 895 88] | Danziger Privatbank] — 102 
Part.-Obl. 5004. | 93 | 92 | Königsberger do. [1004 99% 
Freiw. Anleihe 1020101] Posener do, | 995 — 
5 5 Staatsanl. v. 59 1087 107K Dise.-Comm,-Anth,. | — * 
St.-Anl. 4/5/7 102% | Ausl. Goldm. a 5 1103109 

Wechsel-Cours. 

Amsterdam kurz 1435 |i43% [Paris 2 Mon, 80%, 80 
do. do. 2 Mon. 143 |:42% |Wien öst. Währ,8 T. | 79 | 7% 


Hamburg kurz 1514 |:51% [Petersburg 3 W. 
do, do. 2 Mon, 151 


98 
150% |Warschau90SR,8T. ! 81 
London 3 Mon. 


88 88 
6 216 215IBremen 100 . 8 P. 110 0 
Verantwortlicher Redacteur H. Rickert in Damia. 


— — äͤ -— — j ñ—4 
f Meteorologiſche Beobachtungen. 


2} t. 2 » 
28] Stans in Aherm-im| nd und Wetter 
Par. ⸗Lin. 5 810. bel 
15/ 40 338,23 J IAI NN. mäßig, bell und wollig, 
160 80 838/63 . 11,5 me ftil, bemöltt, 8 

120 338,73 15,0 [NO. mäßig, hell u. wolkig. 


— 


Pauline Simon, 
Louis Simonsohn, 


Verlobte. 72 
Zelle. Thorn. 


Bekanntmachung. 

Zufolge Verfügung vom 13. September 
1862 iſt an demſelben Tage die in Danzig be⸗ 
ſtehende Hande lsniederlaſſung des ebendaſelbſt 
wohnhaften Kaufmanns Hermann James Ber: 
thold unter der Km: 5 

Herm. James Berthold 
in unſer Handels⸗ (Firmen) Regiſter sub No. 
492 eingetragen. 

Danzig, den 13. September 1862. 8 

Kgl. Commerz⸗ und Admiralitäts⸗ 


Collegium. 


v. Groddeck. 7236 
Bekanntmachung. 


Zufolge der Verfügun ‚vom 10. d. Mts. 
iſt in das hier geführte mene einge⸗ 
tragen, daß der Buchdruckereibeſitzer und Ver⸗ 
leger Albrecht Ludwig Agathon Wernich in 
Elbing ein r e unter der Firma: 


R ernich 
betreibt. 

Elbing, den 10. September 1862. 

Königliches Kreis-Gericht. 
Erſte Abtheilung. 
Bekanntmachung. 

Zufolge der Verfügung vom 10. d. Mts. iſt 
in das hier geführte Fi men⸗Regiſter eingetra⸗ 
en, daß der Buchdruckereibeſitzer und Verkäu⸗ 
er von gun und Zeitſchriften Wilhelm Adolpf 
Eduard Schmidt in Elbing ein Handelsgeſchäft 
unter der Firma: 

E. Schmidt 

betreibt. 


Elbing, den 10. September 1852, 
Königl. Kreis⸗Gericht. 
1. Abtheilung. 17245] 
Bekanntmachung. 

Denjenigen Gewerbetreibenden der Stadt 
Danzig und der dazu gehörigen Vorſtädte, welche 
zu den Gewerbeſteuer⸗Abtheilungen A II. C. D. 
und E. zählen, die nach Vorſchrift des Geſetzes 


7246 


vom 30. Mai 1820 Steuergeſellſchaften bilden, 


denen die Vertheilung der Gewerbeſteuer unter 
ſich durch ſelbſt gewählte Abgeordnete obliegt, 
machen wir hierdurch bekannt, daß wir zur Wahl 
der Abgeordneten zur Vertheilung der Gewerbe⸗ 
ſteuer pro 1863 und zwar: 
1) aus der Steuergeſellſchaft Hit. C. 
„Gaſt., Speife und Schankwirthe, 
Eonditoren und Vermiether möblirter 


Zimmer“, einen Termin auf 
Donnerſtag deu 18. Septbr. er., 


Vormittags 9 Uhr; 
2) aus der Steuergeſellſchaft Lit. D. 
„Bäcker“ einen Termin auf 
Donnerſtag den 18. Septbr. er., 
Vormittags 0 Uhr, 3 
3) aus der Steuergeſellſchaft Lit. E. 
„Fleiſcher“ einen Termin auß 
Vonnerſtag den 18. Septbr. cr., 
Vormittags 11 Ubr: 
4) aus der Steuergeſellſchaft A. II. 
„Kaufleute“ einen Termin auf 


Donnerſtag den 18. Septbr. er., 
Vormittags 12 Uhr, 
in dem rothen Saale des hieſigen Rathhauſes vor 
— Stadt⸗Secretair Herrn Lohauß angeſetzt 
aben. N 

Wir fordern ſämmtliche Gewerbetreibende der 
genannten Steuergeſellſchaften hie durch auf, in 
den angeſetzten Terminen pünktlich zu erſcheinen, 
unter der Verwarnung, daß gegen die Ausbleiben⸗ 
den angenommen werden wird, ſie treten den Be⸗ 
ſchlüſſen der Erſchienenen bei und genehmigen die 
von dieſen getroffene Wahl. . 

Gleichzeitig eröffnen wir den Betheiligten, daß 
die Erſcheinenden reſp. die Stimmenden ohne Rilck⸗ 
ſicht auf ihre Zahl zum Wahlgeſchäft werden zu⸗ 
gelaſſen werden, daß aber, wenn Niemand erſcheint 
oder Niemand ſeine Stimme abgiebt, die Wahl 
durch den Magiſtrat erfolgen wird. 

Wer nicht pünktlich zur feſtgeſetzten Stunde 
erſcheint, wird, wenn bei ſeinem Eintritt in das 
Terminslocal das Wahlgeſchäft bereits begonnen 
hat, 15 Wahl nicht mehr zugelaſſen. 

Danzig, den 9. September 1862. 


171671 Der Magiſtrat. 


Wir er. es hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß der Betbeiligten, daß in Folge Finanz⸗ 
Miniſterial⸗Reſcripts vom 3. Auguſt 1863 in 
Betreff der Zoll⸗Abfertigung vom Auslande 
eingehender Seeſchiffe einige Erleichterungen ein⸗ 
getreten ſind. N F 

Es findet nämlich keine Gebühren- Erhe⸗ 
bung mebr für die Begleitung des Schiffes nach 
der Zoll⸗Abfertigungs⸗Stelle ſtatt; und es iſt 
ferner der Schiffer nicht mehr verpflichtet für 
den angegebenen Inhalt und das Gewicht des 
einzelnen Collis zu haften, vielmehr iſt er be⸗ 
rechtigt die Erklärung abzugeben, daß er außer 
die gutt at und en der ic fene Haft 

zuverläſſig anzugeben, womit ſich ſeine Haft⸗ 

Fr 8 zugeben, ſich j 


Pflict er 

as betreffende Reſcript vom 3. Auguſt 
a, er. kann jederzeit in unſerem Bureau Hun⸗ 
299, No. 95 ngefeben werden. 
anzig, den 10. September 1862. [7249] 


Die Aelteſten der Kaufmannſchaft. 
Goldſchmidt. C. R. sang ulsan, 


ND 
Seftgebete det Isracliten, 


ebunden und geheftet, 
find 11 großer Auswahl vorräthig. 


Son Saunier, 


Vuchhandlung f. dentſche . ansländ. Ziterator 
Danzig, Stettin u. Elbing. 


Gladbacher Feuer - Verficherungs - Artien- 


Geſellſchaſt, 


ſanetionirt durch des Königs von Preußen, Wilhelm I., Majeſtät 
Hllerhöchfter Eabinets⸗ Ordre vom 16. December 1861. 5 


Grund- Capital: 
Drei Millionen Thaler Pr. Court. 


\ E 
Wir machen hierdurch bekannt, daß wir dem Herrn W. Wirthſchaft die Generale 
Agentur für Weſtpreußen übertragen haben. 8 yſchaf 


Gladbacher Feuer-Verſicherungs-Actien⸗-Geſellſchaft. 


Die Direction. 


Unter Bezugnahme auf vorſtehende Bekanntmachung, 
Verſicherungen gegen Brand⸗, Blitz⸗ und Exploſionsſchaͤden, für f ſte und moͤglichſt billige Prämien. 

Bei Wohnhäufern übernimmt die Geſellſchaft auf Wunſch auch die Gefahr von Gasexploſions⸗ 
ſchäden, und zwar ohne beſondere Vergütung. 

Die Geſellſchaft leiſtet Erſatz nicht bloß für den unmittelbar durch Brand entftandenen Schaden, 
ſondern auch für den Verluſt, welcher durch Löſchen, Retten und Abhandenkommen an den verſicherten 
Gegenſtänden beim Brande entſteht. 

Jedem, welcher bei der Geſellſchzft zu verſichern wünſcht, ertheile ich bereitwilligft jede nähere 


mittelſt 


empfehle ich mich zur Vermittelung von 


d 
Auskunft. Proſpecte find jeder Zit gratis bei mir zu erhalten, 
Danzig, den 15. September 1862. 


W. Wirthschaft, 


Comptoir: Gerbergaife No. 6. f 


Werthvolle Bücher zu herabgeſetzten Preiſen! 


2 — 6 7 * [3 mw 
Joſeph Strauß in Bockenheim bei Frankfurt a. M., 
offerirt in neuen Exemplaren gegen baar oder Poſtvorſchuß. 
Amor und Hymen, enthüllte Geheimniſſe der Liebe und Che, 3 % — Auffenberg's 
Werke, 20 Bände, 13 % — Beru hard's Soldatengeſchichten, 10 Bände, 3 % — Blumauer's 
Werke (worunter Virgils Aeneis traveſtirt), 2 Bände, elegant gebunden 13 % — Boccacco's 
Werke (Dekameron! ꝛc.), 4 Bande, 11 % — Caſſanova, Hr Memoiren, 13 % — Feldkirche, die, 
mit viel. hundert Abbild., gr. 4% % — Goethe's Werke, ſchöne Ausg. ins Bon,, eleg. geb., 127 
— Deſſen Reinecke Fuchs, mit Kaulbach'ſchen Zeichn., Prachtbd 3 Hg. Hackländer's Werke, 20 Bde., 
6 % — Deſſen neuere Werke, 14 Bde., 4% — Hegarth's Werke, gr. Ausgabe, mit 92 Stahlſt., 
Prachtbd., 44 %. — Herrenſpiegel, (Chronique ſcandaleuſe Schweizer Hauptſtädte), 2 Bde., 3 
Kotzebue's Theater, 34 Bde., 5 — Kunſt⸗Kabinet für Damen, die Schönheit zu erhalten und zu 
fördern, 2 . — Kock, Guſtav, (Bruder Lüderlich) mit Abbild, 3 % — La Mert, der perſönl. Schutz, 
mit 25 anatom. Abbild., (verſiegelt), 3 % — Landwirth d. 19. Jahrhunderts, 50 Boe., mit 2500 
Abbild., 4% — Liebesabenteuer des Chevalier Faublas, 4 Bde., mit Abbild., 3 % — Lewald, 
Mörder und Goſpenſter, 2 Bde. 4.74 — Diemviren d. Ninon de Enclos, 4 Bde., 7 % — Das 
Mönchthum, geſchildert von Munch, 2 Bde., 4 % — Poppes F 3 Bde. mit 95 Abbild., 
1 — Pitaval, engliſche Criminal Prozeſſe, 1 % — Rolted's Weltgeſchichte bis 1860, fortgef. Aus⸗ 
gabe, 30 Bde., mit 30 Stahlſt. 31 % — Schillers Werke, 12 Bde., mit 30 Tafeln Abbildung 
Prachtband, 44 . — Schloſſer's Weltgeſchichte, 19 Bde, 124 44 — Spindler's Erzählungen, 12 
Bde, 23 — Geheimniſſe von Berlin, 12 Bde., 13 4 — Tegner's Frithjofſage, Prachtbd. + % 
— Tolla Feraldi, Li bensgeſchichte eines Mädchens, 2 Bde., 1 * — Zſchokke's klaſſiſche Stellen der 
Schw iz in 72 Stahlſtichen, gr. 4, geb. 2% %. 5 
36 Bde. Unterbactangsſchriften von Kock, Boz, (Dickens), Auffenberg und vielen 
Anderen, deten, Livenpreis 23 Ag, nur 23 . f 


Bei 1 2 i in 130 5 
een Sen Lud ge aelin bel 


[7241] 


— — — — —— 


a. - - — — — pn 
Wir beehren uns hierdurch den Herren Kaufleuten der Provinz, namentlich den nach Leipzig 
Durchreiſenden die ergebene Mittheilung zu machen, daß wir auf hieſigem Platze unter der Firma 


Cramer & Grieb 


ein Lager en gros von 


| 
deutſchen, engliſchen und franzöſiſchen Modekleiderſtoffen 
errichtet haben. 

x Sie vollkommene Geſchäftskenntniß, ſowie unſere Verbindungen mit den erſten Fabriken 
des In» und Auslandes ſetzen uns in den Stand, jeder Concurrenz ebnen zu können und 
werden wir bemüht ſein, durch ſtrengſte Reellität uns Ihr ſchätzbares Vertrauen zu erwerben. 
Namentlich bittet unſer Cramer das ihm in ſeiner langjährigen Stellung als Procuriſt der 
ehrenwerthen Firma Rudolph ertzog jo vielſeitig und in jo reichem Maße geſchenkte 
Vertrauen auch in ſeinen neuen Verhältniſſen ihm bewahren zu wollen. 

, Hochachtungsvoll 
J. Cramer, 
C. Grieb. 


[7157] Geſchäftslocal: Berlin, Breite Straße 8. 


2 


I 
Vergnügungsfahrt nach Nutzau. 
Bei günſtiger Witterung und ruhiger See wird das Dampfſchiff 
„der Falke“ morgen Mittwoch den 17. September eine Vergnügungsfahrt 
nach Rutzau und zurück machen. 
Die Abfahrt vom Johannisthore findet um 1 Uhr Mittags ſtatt. So: 
wohl auf der Hinfahrt wie auf der Rückfahrt wird in Zoppot angelegt. 
Paſſagiere bezahlen pro Perſon: 
von Danzig nach Zoppot: 5 Sgr. 
von Danzig nach Rutzau und zurüd nach Danzig: 20 Sgr. 
von Zoppot nach Rutzau und zurück nach Zoppot: 15 Sgr. 
von Zoppot nach Danzig: 5 Sgr. 
Danzig, den 16. September 1862. 


In der Lang- oder Woll⸗ | 
webergaſſe wird ein geräumiges 
Ladenlokal zu miethen gejucht. # 
Adr. Littr. S. S. N. 7260 nimmt 
die Expedition dieſer Zeitung 
entgegen. | 


Saatweizen 
iſt zu haben [7162] 
im Comptoir Gerbergaſſe No. 6. 
Ein junger Mann, der 24 Jahr die Wirthſchaft 
erlernt hat ſucht zum 1. October eine Stelle 


als zweiter Wirthſchafter. Nähere Auskunft er⸗ 
theilt d. Gutsbeſ. Greßmann a. Biſſau b. Danzig. 


7254 
ea Dr 
Preuß. Lotterielooſe, ea 
werden zum Koſtenpreiſe verſandt durch den Kfm. 


| D. Bonheim, Berlin, Leipzigerſtr. 115 u. 116. 
. TE NT ee 


Circa 5000 Zhater ſied im Ganzen 


oder getheilt auf ländliche Grundſtücke ohne Ein⸗ 
miſchung eines Dritten zu begeben, Näheres in 
der Expedition dieſer Zeitung 7152 


. 

eine herrſchaftl. Wohnung von 4 Zimmern mit 
Eee Küche ꝛc., iſt In d. neuen Haufe 86 
der Fleiſchergaſſe vom 1. October ab zu vermieth. 
Näheres Koylenmarkt 21, 3 Treppen hoch. (7202 


FEE bbb 
Eine Erzieherin welche in den Schulwiſſen⸗ 

ſchaften, Muſik und Franzöſiſch gründlichen 
Unterricht erteilt, letzteres auch ganz fertig 
ſpricht, wünſcht zum 1. October ein anderes En⸗ 
gagement. Adr. werden unter St. 413 Pr. Star⸗ 
gardt poste restante erbeten. 17250 


| Verkauf einer Dampſmaſchine. 


Donnerſtag, den 18. September 
1862, Vormittags 10 Uhr, werden die 
unterzeichneten Makler auf dem Hofe des 
Herrn Schiffsbaumeiſter Klawitter 
auf der Brabank hierſelbſt in öffents 
licher Auction an den Meiſtbietenden gegen daare 
Bezahlung verkaufen: 

Eine Dampfmaſchine von 43 
Pferdekraft (Niederdruck) mit 
2 Condenſations-Apparaten, 
2 Speiſepumpen und 2 feſtſte⸗ 
henden Cylindern von ca. 3 Fuß 
Hub und 20 ½ Zoll Durch⸗ 
meſſer, erbaut im Jahre 1843, 
durch T. D. Marſchall in 
South Sheffield, ohne Keſſel. 


[7118] Rottenburg. Mellien. 
Sandomirer Saatweizen 


ist zu haben Heil. Geistgasse No. 133. 7235 
Das Hauptplacements-Buream, 
Poggenpfuhl 22 in Danzig 
empfiehlt ſich dem hoch zuverehrenden Publikum 
zur bevorſtehenden Wechſelzeit mit Engagements 
von nachſtehenden Brauchen: Adminiſtratoren, Ins 
fpectoren, Rechnungsführer, Brennerei⸗Inſpectoren, 
Verwalter, Buchführer, Commis für Comptoire 
ſämmtlicher Branchen, Candidaten, Hauslehrer, 
engliſchen, franzöſiſchen oder Muſiklehrer, Kaſſirer 
mit Caution, Canzleiſchreiber, Jäger und Förſter. 

Desgleichen Erzieherinnen, Direetricen, Ges 
ſellſchafterinnen, engliſchen, franzöſiſche oder 
Muſiklehrerinnen, Bonnen. Aufträge werden pünktlich 


und reell zu ſoliden Bedingungen ausgeführt durch 
P. Pianowski, 


Poggenpfuhl 22. 


Ein reicher coulant. Holzhändl. 
ſucht einen Theilnehmer f. e. Weizen; 
ut, welches 4000 Morg. incl. 700 M. 2ſch. 
ieſ. u. 120) M. Forſt, groß. b. 35 m. Ein⸗ 
lage, Grund und Boden verdl. Theilnehmer. D. 
Geſchäft iſt brillant, vorz. Beding. u. bitte 
Reflect. ſich ſchleunigſt zu wenden a. d. Ritter⸗ 
gutsbeſitzer Hoppe in Bromberg. [7244] 


E wird zum 1. October ein Hauslehrer ges 
ſucht, welcher in den Elemenkar⸗Wiſſenſchaf⸗ 
ten, wo möglich auch in der Muſik und den An⸗ 
fangs⸗Gründen der fremden Sprachen, gründ⸗ 
lichen Unterricht ertheilen kann. Adteſſe nebſt 
Jeugniſſen und Bedingungen bittet man der 
Expedition dieſer Zeitung unter No. 7247 ein⸗ 
zureichen. 


17227 


wn :::. u N 
Penſtonane finden in einer Be⸗ 


amten⸗Familie freundl 
und Nachhilfe bei ihren Schulardeiten Apreffen 
werden unter No. P 25 poste restante Danzig erb. 


a Wirthschafts- Inspector, welcher die 

besten Zeugnisse aufweisen kann, sucht 
eine Stelle. Gef. Adr. werden erbeten sub 
D. F, 7269 in der Expedition dieser Zeitung. 


Ein junges anſtändiges Mädchen, wicht außer⸗ 
halb Danzig in einem Putzgeſchäft als Ver⸗ 
käuferin engagirt zu werden. Adreſſen werden er⸗ 
beten durch die Expedition dieſer Zeitung unter 


No. 7254. 
An Ordre 


find mit dem Schiffe „Johann“ Capt. Andreeſ⸗ 
ſen 255 Tonnen Heringe von Squire u. Me. 
Eachran abgeladen, von Whitehills hier Pi 
kommen, der unbekannte Empfänger wird ers 
ſucht, ſich ſchleunigſt zu melden bei 4 
7259 G. L. Hein, Schiffs⸗Abrechner. 

uterm 24, Auguſt iſt ein Wechſel, 

acceptirt von „Casper Prag“ in 
Danzig, am 22. September d. 5, fällig, 
im Betrage von 29 Thlr. 125 Sgr. vers 
loren gegangen. Vor dem Ankauf wird 
gewarnt. 


7253 Adolph Stern in Berlin. 


Eine 4, 4. und % 
Preußiſche Lotterie 
Looſe, ſo wie Antheile zu 
1, 2, 3, 4 und 117 
habe ich noch billigſt ab⸗ 
zulaſſen. 

Stettin. 


16940 3 G. A. Kaselow, 


— —— «8 
Dentler'ſche Leihbibliothek. 
Hierdurch erlaube ich mir ganz Kan 
anzuzeigen. daß ich mit dem heutigen: ‚age 
meine Leſeanſtalt eröffne, und bitte ich mich und 
mein Unternehmen durch zahlreiche Betheiligung 
zu unterſtützen. 


ig, den 16. September 1862. 
ee Nudolf Dentler, 
[7208] dritten Damm 13, 


Seebad Bröſen. 


Morgen Mittwoch, den 17. d. Mts. 


großes Abſchieds-Concert 


für oiefe Badeſaiſon, Abends brillante Garten⸗ 
beleuchtung. . Keil. [7% 


Stadt- Theater, 


Mittwoch, den 17, September, Erſte Abon⸗ 
nementsvorſtellung. (1. Ab. No. 1.) 
45 8 5 evilla. Komiſche Oper 
in 2 Acten von Roſſini. > 
Dounerftag, den 18. September,(1 ub N. 2. 
25 Schule des Lebeus. Schauspiel in 
cte 2 8 
H 57 von Raupach Die Direction. 
Druck und Verlag von A. W Kafem ann 
in Danzig. 


Aufnahme 


* 


